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Bezirksreg ierung Düsseldorf

Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf

Hoffmann Medical Service GmbH
Friedrich-List-Str. 6 -8
46045 Oberhausen

Durchführung des Strahlenschutzgesetzesl (StrlSchG) und der
Strah lensch utzverord n u n 92 (StrlSchV)

lhre Anzeige vom 31.10.2019 über die Beschäftigung von Personen im

Zusammenhang mit dem Betrieb fremder Röntgeneinrichtungen oder

StörstrahJer

Sehr geehrter Herr Sprünken,

die Prüfung lhrer Anzeigeunterlagen hat ergeben, dass die personellen

Voraussetzungen im Sinne des § 26 Abs. 2 StrlSchG vorliegen. Gegen

die Beschäftigung unter lhrer Aufsicht stehender Personen und die

eigenständige Wahrnehmung von Aufgaben im Zusammenhang mit

dem Betrieb von fremden Röntgeneinrichtungen oder fremden Stör-

strahler bestehen keine Bedenken

Eine Kopie dieses Schreibens ist der zuständigen Aufsichtsbehörde am

Einsatzort des Personals auf Verlangen vorzulegen.

Hinweise

1. Jede unnötige Strahlenexposition von Menschen ist zu vermeiden

und muss auch unterhalb der gesetzlichen Grenzwerte so gering wie
möglich gehalten werden.

2. An Personen, die sich in einem Strahlenschutzbereich aufhalten, ist

die Körperdosis nach Maßgabe der § 65 Abs. 1, § 66 StrlSchV zu

ermitteln. Auf die Ermittlung kann verzichtet werden, wenn zu erwar-

1 Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlen-
schutzgesetz - StrlSchG) in der zuzeit gültigen Fassung

2 Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzverordnung - StrlSchV) in der zurzeit gültigen Fassung
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ten ist, dass die Grenzwerte des § 64 Abs. 1 Satz 2 StrlSchV nicht seite2von4

erreicht werden. Dosimeter zur Ermittlung der Körperdosis erhalten

Sie bei dem Materialprüfungsamt NRW, Marsbruchstraße 186,

44287 Dortmund, Tel.: 0231 14502'0.

Strahlenpässe gemäß § 68 Abs. 1 StrlSchV sind bei der Bezirksre-

gierung Düsseldorf registrieren zu lassen,

Bitte achten Sie darauf, dass Fachkunde und Kenntnisse im Strah-

lenschutz mindestens alle fünf Jahre aktualisiert werden müssen

(§ 48 Abs. 1, § 49 Abs. 3 StrlSchV).

Bitte teilen Sie mir mit, wenn sich Anderungen bei den Strahlen-

schutzverantwortlichen oder zu Strahlenschutzbeauftragten ergeben

haben (§ 69 Abs. 2, § 70 Abs. 4 StrlSchG).

Kostenentscheid u ng u nd Festsetzu n g der Verwaltu ngsgebü h r

Sie tragen die Kosten des Verfahrens.

Nach dem Gebührengesetz für das Land Nordrhein Westfalen3 in Ver-

bindung mit der Allgemeinen Venraltungsgebührenordnunga setze ich

für die Prüfung der Anzeigeunterlagen folgende Venrvaltungsgebühr fest:

500,- EUR

in Worten: fünfhundert Euro

Die Verwaltungsgebühr kann sich gemäß Tarifstelle 11.8.4 in einem

Rahmen von 150 bis 1000 Euro bewegen. ln lhrem Fall habe ich den

Venryaltungsaufwand sowie den wirtschaftlichen Wert oder sonstigen

Nutzen"q der für Sie mit dieser Entscheidung verbunden ist, berücksich-

tigt.

Zahlen Sie bitte den Gesamtbetrag entsprechend den im Zahlungshin-

weis zur'Kostenentscheidung genannten Vorgaben.

3 Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit gültigen Fassung
(sGV.NRW.2011)

a Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung in der zurzeit gültigen Fassung (SGV.

NRW. 2011)
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Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe beim Venrualtungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39,

40213 Düsseldorf (Postanschrift: 40105 Düsseldorf, Postfach 20 08 60),

schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin / des Urkundsbe-

amten der Geschäfisstelle Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Doku-

ments an die elektronische Poststelle des Gerichts (poststelle@vg-

duesseldorf.nrw.de) erhoben werden. Das elektronische Dokument

muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit

einer q ualifizierten elektron ischen Sig natur der verantwortenden Person

versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf

einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 Verwaltungs-
gerichtsordnung eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bear-

beitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich

nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmen-

bedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das beson-

dere elektronische Bghördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-

Verordnung - ERW) vom24. November 2017 (BGBI. I S. 3803).

Hinweis:

Weitere lnformationen erhalten Sie auf der lnternetsdite www.iustiz.de.

Falls die Frist durch das. Verschulden einer von lhnen bevollmächtigten

Person versäumt werden sollte, würde deren Verschulden Ihnen zuge-

rechnet werden.

Zusätzlicher Hinweis:
\

Die Kage gegen die festgesetzte Verwaltungsgebühr hat keine aufschiebende

Wirkung (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Verwaltungsgerichtsordnung). Der ausge-

wiesene Betiag rsf a/so trotz einer Kage termingerecht zu überweisen. Auf

Antrag kann die Bezirksregierung Düsseldorf, Cecilienallee 2, 40474 Düsse/-

don @6stanschrift: Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408

Düsseldorf), jedoch die Votlziehung aussetzen. Bei - auch teilweiser - Ableh-

nung dieses Antrages sowie in den Fällen des § 80 Abs. 6 Satz 2 Verwal-

tungsgerichtsordnung kann die Anordnung der aufschiebenden Wirkung beim
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Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düssetdorf (Postan- seite4von4

schrift: 40105 Düsseldorf, Postfach 20 08 60), beantragt werden.

Bei beiden Anträgen handelt es srbh jedoch nur um einen vorläufigen Rechfs-

schutz bis zu einer Entscheidung in der Hauptsache.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

1\ il, t",t,f Jr\r*
RapOel Stehr
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